Westdeutsche ImmobilienBank

Unvollständiger Prospekt

über die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung an der Frankfurter Wertpapierbörse

Betrag
Gattung


bis zu  EUR 1.000.000.000,00
Inhaberschuldverschreibungen


Die endgültigen Angebotsbedingungen werden gemäß § 36 Abs. 4 BörsG in der Börsen-Zeitung in einem Nachtrag zum unvollständigen Prospekt veröffentlicht.     Ein Hinweis auf die Veröffentlichung wird im Bundesanzeiger erfolgen.

Die Ausgabe der Wertpapiere unter dem angegebenen Rahmen wurde durch die satzungsgemäß zuständigen Organe beschlossen.

Die Emissionserlöse dienen zur Finanzierung von satzungsmäßigen Aufgaben. 

Bei den vorgenannten Emissionen haften die Bank mit ihrem gesamten Vermögen und darüber hinaus die Gewährträger der Bank.

Für die Emissionen werden Sammelurkunden ausgestellt, an denen die Käufer ausschließlich Miteigentumsanteile erwerben können. Die Sammelurkunden werden bei der Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main, hinterlegt; die Auslieferung von Einzelurkunden kann nicht verlangt werden. Rechte aus diesen Sammelurkunden sind im Effektengiroverkehr übertragbar. Zins- und Tilgungsbeträge werden über die Clearstream Banking AG bzw. das depotführende Kreditinstitut ausgezahlt.

Es gelten deutsches Recht und der gesetzliche Gerichtsstand. Erfüllungsort für alle Leistungen aus den Emissionen der Bank ist Mainz.

Die Emissionen sind zur Anlage von Mündelgeld geeignet und deckungsstockfähig. 

Bekanntmachungen, die die Emissionen betreffen, werden im Bundesanzeiger und in einem überregionalen Pflichtblatt der Frankfurter Wertpapierbörse veröffentlicht.

Der letzte veröffentlichte Jahresabschluss (31.12.2001) steht dem Publikum am Sitz der Bank in Mainz zur Verfügung. 

Die European Banking Federation hat bei der Europäischen Kommission Beschwerde eingereicht, wonach die Anstaltslast und die Gewährträgerhaftung eine unzulässige staatliche Beihilfe nach Artikel 87 des EG-Vertrags darstellten. Die Europäische Kommission ist informell zu dem Schluss gekommen, die Anstaltslast und die Gewährträgerhaftung verstießen gegen den EG-Vertrag.

Am 17. Juli 2001 schlossen die Europäische Kommission und die Bundesrepublik Deutschland ihre Verhandlungen mit der Veröffentlichung einer grundsätzlichen Verständigung über die Zukunft der Anstaltslast und der Gewährträgerhaftung ab. Dieser Verständigung zufolge haben die Landesbanken, einschließlich der Westdeutschen ImmobilienBank, bis zu vier Jahre Zeit, das bisherige System auslaufen zu lassen. Die entsprechenden gesetzlichen Änderungen müssen bis zum 31. Dezember 2001 im Bundestag oder in den einzelnen Landesparlamenten eingebracht und bis Ende 2002 verabschiedet sein.

Da die Verständigung nicht rückwirkend ist, genießen - wie erwartet - bestehende Verbindlichkeiten, die von den Landesbanken, einschließlich der Westdeutschen ImmobilienBank, bis zum 18. Juli 2001 (einschließlich) ausgegeben wurden, Vertrauensschutz und werden bis zu ihrer Endfälligkeit von der Anstaltslast und der Gewährträgerhaftung gedeckt. Während der vierjährigen Übergangsfrist sollen der Verständigung der Parteien zufolge die Anstaltslast und die Gewährträgerhaftung weiterhin für Verbindlichkeiten gelten, die im Zeitraum vom 19. Juli 2001 bis zum 18. Juli 2005 (jeweils einschließlich) neu eingegangen werden, sofern die Laufzeit dieser Verbindlichkeiten nicht über den 31.12.2015 hinausgeht.

Für nach dem 18. Juli 2005 eingegangene Verbindlichkeiten sieht die Verständigung den vollständigen Wegfall der Gewährträgerhaftung vor. Der Verständigung zufolge muss ferner die Anstaltslast zum Stichtag 19. Juli 2005 modifiziert werden. Die Bundesrepublik Deutschland hat sich zur Umsetzung von gesetzlichen Regelungen verpflichtet, die sicherstellen, dass die Anstaltslast nur in Übereinstimmung mit dem Recht der Europäischen Union in Anspruch genommen werden kann; nach Ablauf der Übergangsfrist wird eine Kapitalzuführung mit dem Ziel, die Solvenz oder Liquidität der Westdeutschen ImmobilienBank zu sichern, voraussichtlich der Zustimmung der EU-Organe bedürfen.

Die Zulassungsstelle der Frankfurter Wertpapierbörse hat die obengenannten Wertpapiere gemäß § 44 BörsZulV zum Börsenhandel mit amtlicher Notierung zugelassen.

Mainz, im Juli 2002
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